Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/923 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/4 — 65304 — 5809/66 


Bonn, den 21. September 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes vom 
14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 737) in der zur Zeit gelten- 
den Fassung die von der Bundesregierung beschlossene 

Neunundvierzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Revidierte zweite Angleichung für Waren 
der gewerblichen Wirtschaft — II. Teil) 

nebst Begründung. 

Die Verordnung ist am 22. September 1966 im Bundesgesetz- 
blatt Teil II Seite 834 verkündet worden. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates ist die Verordnung 
gleichzeitig übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Neunundvierzigste Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Revidierte zweite Angleichung für Waren der gewerblichen 

Wirtschaft — II. Teil) 

Vom 19. September 1966 


Auf Grund des § 77 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe b 
des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 737), zuletzt geändert durch das Siebente 
Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes vom 30. 
August 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 542), verordnet 
die Bundesregierung: 


§ 1 

Im Deutschen Zolltarif 1966 (Bundesgesetzbl. 1965 
II S. 1605) in der zur Zeit geltenden Fassung erhält 
bei den in der Anlage aufgeführten Tarifstellen die 
Spalte 5 (ermäßigter Außen-Zollsatz) die aus dieser 
Anlage ersichtliche Fassung. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 19. September 1966 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Anlage 

(zu § 1) 


Tarif stellen 

und zugehörige ermäßigte Außen-Zollsätze 
nach § 1 


Tarifstelle 

Außen-Zollsatz 
% des Wertes 
ermäßigt 

1 5 

18.06 -B 

27,4 

höchstens 

16,2% 

+ 64,— DM 
für 100 kg 
Eigengewicht 

19.08 - B- I- a- 7- a- 1 

— 

B-I-a-7-a-2 

— 

B-I-a-7-a-3 

— 

B-I-a-7-b 

— 

B-I-b 

— 

B - II - a - 3 

— 

B - II - b 

— 

B - III 

— 

22.03 

— 

22.09- C-I-b 

— 
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Begründung 

(zu § 1) 


(1) Für die Waren der gewerblichen Wirtschaft 
(Erzeugnisse, die in Anhang II des EWG-Vertra- 
ges *) nicht genannt sind) ist die zweite Angleichung 
der Außenzölle an die Sätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs der EWG auf Grund der („Beschleunigungs 11 -) 
Beschlüsse vom 15. Mai 1962 2 ) und 22. Mai 1963 3 ) 
der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten der EWG bereits zum' 1. Juli 
1963 vorgenommen worden [Hinweis auf die Zoll- 
tarif-Verordnung (Deutscher Zolltarif 1963) vom 

21. Juni 1963 4 ) ]. Bemessungsgrundlage für die Fest- 
setzung der „ermäßigten 11 Außen-Zollsätze waren 
gemäß Artikel 1 Abs. 1 des o. a. Beschlusses vom 

22. Mai 1963, abgesehen von den in Artikel 1 Abs. 1, 
3 und 5 a. a. O. bezeichneten Ausnahmen, die rech- 
nerisch um 20 v. H. herabgesetzten autonomen Sätze 
des Gemeinsamen Zolltarifs. 

(2) Nach Artikel 1 Abs. 4 des Beschlusses vom 
22. Mai 1963 galt diese vorzeitige unvollständige An- 
gleichung nur bis zum 31. Dezember 1965. Die Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten der EWG waren je- 
doch übereingekommen, die zweite Angleichung der 
Außenzölle gemäß Artikel 23 Abs. 1 Buchstabe c 
des EWG-Vertrages im Hinblick auf den Stand der 
Verhandlungen im Rahmen des GATT (Kennedy- 
Runde) zum 1. Januar 1966 nicht durchzuführen. Im 
Deutschen Zolltarif 1966 5 ) sind deshalb die Außen- 
Zollsätze der betroffenen Waren unverändert -ge- 
blieben. 

(3) Der Ministerrat hatte am 4,/5. April 1966 den 
Ausschuß der Ständigen Vertreter beauftragt, die- 
jenigen Zolltarifpositionen für gewerbliche Erzeug- 


9 Bundesgesetzbl. 1957 II S. 753/766/954 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1962 

S. 1284 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1963 

S. 1561 

4 ) Bundesgesetzbl. 1963 II S. 744 

5 ) Zolltarif-Verordnung (Deutscher Zolltarif 1966) vom 

10. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. II S. 1605) 


nisse zu bezeichnen, bei denen eine Angleichung 
der einzelstaatlichen Zollsätze 

a) an den ungekürzten 

b) an den um 20 v. H. ausgesetzten 

Gemeinsamen Zolltarif zum 1. Juli 1966 vorgenom- 
men werden sollte. 

Auf Grund dieser Vorarbeiten hat der Ministerrat 
mit Entscheidung vom 14. Juni 1966 6 ) gemäß Arti- 
kel 28 des EWG-Vertrages die Sätze des Gemeinsa- 
men Zolltarifs für bestimmte Waren der gewerblichen 
Wirtschaft ab 1. Juli 1966 ausgesetzt. Die Auswir- 
kungen dieser Entscheidung auf die Außen-Zoll- 
sätze des deutschen Zolltarifs sind in der Dreiund- 
vierzigsten und Vierundvierzigsten Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 7 ) enthalten. 

(4) Die Fünfundvierzigste Verordnung 8 ) faßt die 
Tarifstellen zusammen, die von der o. a. Entschei- 
dung des Ministerrats nicht betroffen werden und 
deren Zollsätze deshalb gemäß Artikel 23 Abs. 1 
Buchstabe c des EWG-Vertrags anzugleichen waren. 
In diesen Fällen ist zum 1. Juli 1966 die zweite 
Angleichung dadurch revidiert worden, daß die e r - 
mäßigten Außen-Zollsätze an die EWG-GATT- 
Zollzugeständnisse angeglichen wurden. 

Für eine Reihe dieser Positionen hatte sich die Bun- 
desregierung bemüht, in Anwendung des Artikels 
26 des EWG-Vertrags ermächtigt zu werden, die 
nach Artikel 23 des EWG-Vertrags vorzunehmende 
Angleichung (in diesen Fällen Erhöhung der Außen- 
Zollsätze) aufzuschieben. Bei den von dieser Ver- 
ordnung erfaßten Waren haben die Bemühungen 
zu keinem Erfolg geführt. Es ist deshalb auch bei 
diesen Positionen die Angleichung nach Artikel 23 
des EWG-Vertrages durchzuführen. 


6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1966 
S. 2093 

7 ) Bundesgesetzbl. 1966 II S. 469 und 476 

8 ) Bundesgesetzbl. 1966 II S. 481 
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